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Das "Dritte Reich" von 1933-1945: 12 Jahre Unfreiheit und Terror, Teil 1  
 
Reichskanzler Hitler 

Wenn man die Wahrheit verschließt und in den Boden vergräbt, dann wird sie nur wachsen 
und so viel explosive Kraft ansammeln, dass sie an dem Tag, an dem sie durchbricht, alles, 
was ihr im Wege steht, fortfegt. 
Émile Eduard C. Zola (1840-1902, französischer Dichter) 

Die politisch-satirische Zeitschrift "Simplicissimus" meldete am 1. Januar 1933 voreilig 
(x034/629): >>... Eins nur läßt sich sicher sagen, und das freut uns rundherum: Hitler geht es 
an den Kragen. Dieses "Führers" Zeit ist um!<<  
Die SPD-Zeitung "Vorwärts" berichtete am 20. Januar 1933 über die zahllosen politischen 
Intrigen (x034/632): >>... Hitler bei Papen, Strasser bei Schleicher, Hugenberg bei Hitler, Pa-
pen bei Hugenberg, Hugenberg bei Hindenburg, Alvensleben schiebt vorne, Thyssen schiebt 
hinten ... Wer findet sich noch zurecht in der Geheimpolitik, die ohne das deutsche Volk ge-
trieben wird? ...<<  
Joseph Goebbels berichtete am 21. Januar 1933 in seinem Tagebuch (x034/632): >>Die Vor-
arbeiten für den Sturz Schleichers sind in vollem Gange.<< 
Hitler führte am 22. Januar 1933 mit Franz von Papen und Oskar von Hindenburg wieder po-
litische Sondierungsgespräche über die Regierungsbildung. 
Reichskanzler Schleicher, der eine vorübergehende Militärdiktatur anstrebte, konnte die bean-
tragte Auflösung des Reichstages nicht durchzusetzen, weil Reichspräsident Hindenburg am 
23. Januar 1933 die erforderliche Zustimmung verweigerte.  
Generaloberst Kurt von Hammerstein-Equord, seit 1930 Chef der deutschen Heeresleitung, 
forderte seinen Freund Reichskanzler Schleicher am 24. Januar 1933 zur gewaltsamen Macht-
übernahme auf, um Hitler mit Hilfe der Reichswehr zu stoppen. Schleicher lehnte jedoch ei-
nen Militärputsch ab, da er seinen geleisteten Eid nicht brechen wollte. Er weigerte sich au-
ßerdem weiterhin starrsinnig, die verbrecherische "preußische Notverordnung" aufzuheben, so 
daß Hitlers Machtergreifung nicht mehr zu stoppen war.  
Der Unternehmer und Vorsitzende der DNVP Alfred Hugenberg verharmloste am 26. Januar 
1933 während einer Besprechung mit Franz von Papen die Gefährlichkeit Hitlers (x034/633): 
>>... Wir rahmen ... Hitler ein. ...<<  
Der Reichswehroffizier Kurt Freiherr von Hammerstein-Equord, General und Chef der Hee-
resleitung, warnte Hindenburg am 27. Januar 1933 nochmals vor Hitler.  
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Der Reichspräsident beruhigte damals den Chef der Heeresleitung mit folgenden Worten 
(x034/633): >>... Sie werden mir doch nicht zutrauen, daß ich diesen österreichischen Gefrei-
ten zum Reichskanzler berufe. ...<< 
Als die letzten Verhandlungen mit den demokratischen Parteien und den Gewerkschaften 
scheiterten, trat Reichskanzler Schleicher am 28. Januar 1933 verbittert zurück.  
Joseph Goebbels berichtete am 28. Januar 1933 in seinem Tagebuch (x034/634): >>Schlei-
cher ist endgültig erledigt. Jetzt bleibt nichts mehr übrig, als daß der Führer betraut wird. Wir 
sind alle noch sehr skeptisch und freuen uns nicht zu früh.<<  
Von Papen, Oskar von Hindenburg und Staatssekretär Otto Meißner "bearbeiteten" am 29. 
Januar 1933 unentwegt den uralten Reichspräsidenten. 
Papen, der ursprünglich nur durch Schleichers Fürsprache zum Reichskanzler ernannt wurde, 
war ein äußerst geltungsbedürftiger Mann. Er vertrat damals einflußreiche Unternehmer der 
Schwerindustrie, die nach Hitlers Machtübernahme kräftige Aufrüstungsmaßnahmen und 
"große Geschäfte" erwarteten. Obwohl von Papen Hitlers radikale Absichten längst kannte, 
machte er seinen großen Einfluß gegenüber Hindenburg geltend, um Hitlers Ernennung durch-
zusetzen. Nach stundenlangen Gesprächen wurde der völlig erschöpfte Hindenburg schließ-
lich am 29. Januar 1933 "überredet", Hitler zum Reichskanzler zu ernennen.  
Franz von Papen erklärte damals (x243/44): >>Wir haben uns Herrn Hitler engagiert. ... Ich 
habe das Vertrauen Hindenburgs. In 2 Monaten haben wir Hitler in die Ecke gedrückt, daß er 
quietscht. ...<<  
Der "Völkische Beobachter" schrieb am 30. Januar 1933 vor dem angekündigten Treffen zwi-
schen Reichspräsident Hindenburg und Hitler (x034/634): >>... Unsere Forderung nach 
Schleichers Sturz: Kanzlerschaft Hitlers.<<  
Trotz aller Warnungen ernannte der altersschwache 85jährige Reichspräsident den angeblich 
"harmlosen" Hitler am 30. Januar 1933, kurz nach 11 Uhr, zum deutschen Reichskanzler.  
Während der Vereidigung zum Reichskanzler gab sich der "Gefreite" noch als ergebener, un-
terwürfiger Diener aus. Hitler verneigte sich ehrfürchtig vor dem greisenhaften Staatsober-
haupt, gelobte feierlich die Verfassung zu achten und keine Diktatur anzustreben.  
Für Hindenburg war Hitler, im Gegensatz zur drohenden Diktatur Papens bzw. Schleichers 
oder der "kommunistischen Gefahr", das "kleinere Übel". Der erfolgreichste deutsche Heer-
führer des Ersten Weltkrieges und "Volksheld" war anscheinend fest davon überzeugt, daß 
man den "böhmischen Gefreiten" leicht zähmen könnte.  
Als Reichspräsident Hindenburg den NSDAP-Führer Adolf Hitler am 30. Januar 1933 zum 
Reichskanzler ernannte, leitete er gleichzeitig das Ende der deutschen Demokratie ein.  
Hindenburg erklärte damals vor der Presse (x034/634): >>... Und nun, meine Herren, vorwärts 
mit Gott! Nun Sie sich einig geworden sind, geht es mir gut! ...<<  
Goebbels jubelte nach Hitlers Ernennung (x034/634): >>Es ist fast wie ein Traum. die Wil-
helmstraße gehört uns. ... Der Führer ist zum Kanzler berufen. ... Deutschland steht vor einer 
historischen Wende. ...<<  
Als Hitler am 30. Januar 1933 erstmalig in der Berliner Reichskanzlei eintraf, erklärte er 
(x034/634): >>Keine Macht der Welt wird mich jemals lebend hier wieder herausbringen 
...<<  
Der "Vorwärts" schrieb am 30. Januar 1933 (x034/634): >>Hitler-Papen-Kabinett: "Feine 
Leute" und drei Nazis - Kabinett des Großkapitals: Der Reichspräsident hat mit der Ernen-
nung dieser Regierung die furchtbarste Verantwortung übernommen, die jemals ein Staats-
oberhaupt übernommen hat.<<  
Der Diplomat und Schriftsteller Harry Graf Kessler berichtete am 30. Januar 1933 (x032/9): 
>>... Berlin ist heute nacht in einer reinen Faschingsstimmung.<< 
Der DDP-Politiker Theodor Heuss erklärte am 30. Januar 1933 (x032/9): >>... Das wird für 
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euch Juden eine schlimme Zeit werden.<<  
Der deutsche Maler und Graphiker Max Liebermann meinte beim Betrachten des Fackelzuges 
am 30. Januar 1933 (x844/...): >>Ich kann nicht so viel fressen, wie ich kotzen möchte. ...<<  
Der deutsche Schauspieler, Kabarettist und Autor Werner Finck schrieb später über die NS-
Massenaufmärsche in Berlin (x115/239): >>Dann aber kam auf den Straßen diese Unruhe. Es 
wurde doch sehr massiv in Berlin. Große Gruppen von Menschen lärmten auf den Straßen. 
Sie haben die Arme ausgestreckt und "Heil" gerufen. Immer so in Dreier-Reihen "Heil-Heil-
Heil", daß es knallte. Welch eine Ironie des Schicksals: Gerade in dem Land, wo am meisten 
"Heil" gerufen wurde, ist am wenigsten Heil geblieben. 
Ich kann sagen, ich habe gezittert, mir war es furchtbar unangenehm. Ich habe richtige Angst 
gehabt. Ich dachte, um Gottes willen, wie wird das enden.  
Wenn ich natürlich damals schon gewußt hätte, was man heute weiß, - daß das alles nur Mit-
läufer waren, dann hätte man doch nicht gezittert. Aber das ahnte man noch nicht. Das hat 
doch kein Mensch damals gesagt. ...<<  
Der französische Botschafter in Berlin berichtete damals in seinem Tagebuch über die chaoti-
schen Verhältnisse im Deutschen Reich (x069/58): >>Das Reich scheint in das Chaos der Jah-
re 1918/19 und 1923 zurückzufallen und nochmals, ja noch ernsthafter von Anarchie bedroht 
zu werden. Man muß sich dieses Bild Deutschlands vor Augen halten, als die Straßen auf dem 
Land und in den Städten von rivalisierenden Umzügen des Stahlhelms, der Rotfront, der SA 
und SS durchschritten werden. Die Schlagzeilen der Zeitungen berichten täglich von neuen 
Unruhen, neuen Opfern.  
Man muß sich jenes Deutschland vor Augen halten, in dem Unsicherheit und Unordnung 
herrschen und die Sorge um die nächste Zukunft und die Furcht vor einer bolschewistischen 
Revolution die Gemüter bedrücken, um zu begreifen, daß die nationalistischen Leidenschaften 
aufgepeitscht werden konnten mit der Behauptung, das Ausland sei an diesem ganzen Un-
glück schuld, um zu verstehen, mit welchen Gefühlen 1933 die Machtübernahme durch jenen 
Mann mit der eisernen Faust aufgenommen wurde, einen Mann, der so tapfer den Roten die 
Stirne bietet und sich anheischig macht, im Innern Ordnung und Freiheit, nach Außen Macht 
und Größe des Reiches wieder herzustellen.<<  
Erich Ludendorff, ein berühmter deutscher General des Ersten Weltkrieges und aktiver "Hit-
lerputsch-Teilnehmer, schrieb am 31. Januar 1933 an den Ex-General und amtierenden 
Reichspräsidenten Hindenburg (x034/635): >>... Ich prophezeie ihnen feierlich, daß dieser 
unselige Mann unser Reich in den Abgrund stürzen und unsere Nation in unfaßbares Elend 
bringen wird. Kommende Geschlechter werden sie wegen dieser Handlung in Ihrem Grabe 
verfluchen.<< 
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Abb. 64 (x062/461): "Hitler, ein deutsches Verhängnis", Paul Weber im Januar 1933. 
Für die meisten ausländischen Staaten war Hitlers Regierungsübernahme vorerst nur "ein Sieg 
der nationalen Opposition".  
In jener Zeit gab es natürlich auch Millionen von jungen Idealisten und Schwärmern, die irr-
tümlich an Hitlers NS-Regime glaubten. Nach den bitteren Kriegs- und Nachkriegsjahren 
träumten diese naiven Phantasten von der Verwirklichung einer wahren, gerechten Volksge-
meinschaft. Die meisten Deutschen wollten lediglich alle Ungerechtigkeiten und früheren 
Feindschaften vergessen und gemeinsam die Folgen der Versailler Verträge beseitigen, aber 
der allgegenwärtige Terror des NS-Regimes zerstörte schon bald alle Hoffnungen und naiven 
Wunschträume.  
Eine Anhängerin des NS-Regimes berichtete Anfang des Jahres 1933 über ihre Erwartungen 
(x149/75): >>Keine Parole hat mich je so fasziniert wie die Parole von der Volksgemein-
schaft. ... Ich glaubte den Versprechungen der Nationalsozialisten, daß sie die Arbeitslosigkeit 
und damit die Not von 6 Millionen Menschen beseitigen würden. Ich glaubte ihnen, daß sie 
das deutsche Volk aus der Zersplitterung von über 40 politischen Parteien zu einer Einheit 
zusammenführen und daß sie die Folgen des Versailler Diktats überwinden würden. ...<<  
Der Niedergang der Weimarer Republik, die das deutsche Volk sicherlich in eine glückliche 
und würdige Zukunft geführt hätte, entwickelte sich für die Deutschen zur nationalen Tragö-
die und endete schließlich mit der gigantischen internationalen Katastrophe des Zweiten Welt-
krieges.  
Nach ungemein schweren Jahren, in denen von 1919-33 insgesamt 20 deutsche Regierungen 
aufgerieben wurden und scheiterten, wurde das Schicksal der "Weimarer Republik" am 30. 
Januar 1933 entschieden (x051/627).  
Aufgrund der rücksichtslosen Ausbeutungs- und Unterdrückungsmaßnahmen der Siegermäch-
te besaß die Weimarer Republik nach dem Ende des Ersten Weltkrieges eigentlich nie eine 
realistische Überlebenschance. Der Untergang der Weimarer Republik wurde durch den ag-
gressiven Rechts- und Linksradikalismus beschleunigt, denn die radikalen Parteien NSDAP 
und KPD nutzten in den Jahren 1919 bis 1933 alle politischen und wirtschaftlichen Schwie-
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rigkeiten gewissenlos aus, um die erste deutsche Republik zu vernichten. 
Hitlers verhängnisvolle "Machtübernahme" begann im Grunde bereits 1919, denn nach dem 
Friedensvertrag von Versailles waren die Positionen der demokratischen Regierungen nahezu 
aussichtslos.  
Die militärische, wirtschaftliche und politische Ausschaltung Deutschlands begann nach dem 
verlorenen Ersten Weltkrieg im Jahre 1918 und wurde nach dem verlorenen Zweiten Welt-
krieg im Jahre 1945 während der jahrzehntelangen Besatzungsherrschaft kompromißlos fort-
gesetzt. Deutschland zählt seit dem Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 11. No-
vember 1918 zu den wirtschaftlich und politisch entmündigten Staatsgebilden bzw. zu den 
Staaten ohne Selbstbestimmung.  
Die Weimarer Verfassung war keine frei gewählte Verfassung des deutschen Volkes, denn 
Deutschland wurde damals bereits von den Siegermächten des Ersten Weltkrieges dominiert. 
Die Weimarer Republik von 1919 war kein souveräner Staat und verfügte nicht über die klas-
sischen Merkmale eines Staates - Staatsgebiet, Staatsvolk, Staatsgewalt.  
Aufgrund der Versailler "Friedensbedingungen" - Gebietsabtretungen, hohe Wiedergutma-
chungsleistungen, Stationierung von Besatzungstruppen, Teilauflösung des deutschen Heeres 
etc. - zählte die Weimarer Republik von 1919-1933 völkerrechtlich nicht zu den politisch und 
ökonomisch unabhängigen Staaten, die die Fähigkeit besaßen, mit anderen Staaten in politi-
schen Kontakt zu treten. 
Der deutsche Historiker Arthur Rosenberg berichtete später über das Ende der Weimarer Re-
publik (x058/333): >>... Die sozialistischen Funktionäre sahen tatsächlich von 1929 bis 1933 
vor lauter Bäumen den Wald nicht. Sie verstanden wohl alle Schwierigkeiten und Nöte des 
Augenblicks, aber sie übersahen die mächtige revolutionäre Welle, die damals durchs Land 
ging. Hinter all dem lauten Schimpfen auf das "System" steckte ein echter Volkshaß auf den 
kapitalistischen Staat.  
Nur weil die Sozialisten nicht fähig waren, sich an die Spitze der verzweifelnden Massen zu 
stellen, konnte die Gegenrevolution diese Bewegung ausnützen. ...<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über den Untergang der 
Weimarer Republik (x063/573-574): >>Die Republik, die ... zu Grabe getragen wurde, nimmt 
in der Geschichte einen ehrenvollen Platz ein. Mag man ihr nachsagen (wenn das ein Vorwurf 
ist), sie sei zu demokratisch gewesen und habe zu kritiklos vertraut, daß das Trachten des 
Menschen von Anbeginn gut sei. Aber sie hat das Reich gerettet, nicht nur 1918; das vorbild-
liche Werk ihrer sozialen Gesetzgebung legte im Volke die Grundlagen, die noch beim zwei-
ten Sturz 1945 der erneuten Versuchung des Kommunismus widerstanden. 
Die Tragik des Geschehens ist um so sinnfälliger, als der Höhepunkt der Staatskrise fast über-
schritten war, als der Reichspräsident die Republik ihren Feinden auslieferte. Die Wirtschaft 
hatte das ärgste überstanden, die Arbeitslosigkeit nahm nicht mehr zu, und Verzweiflung und 
Abenteurertum begannen, einer ruhigeren Stimmung zu weichen.  
Die Reparationen waren praktisch beseitigt, das Rheinland geräumt, die Rückkehr der Saar 
gesichert, der Widerstand gegen einen engeren Zusammenschluß mit Österreich hatte seit der 
Wirtschaftskrise nachgelassen, über Eupen und Malmédy konnte man verhandeln, und selbst 
eine friedliche Revision der unvernünftigen Ostgrenzen schien nicht für immer aussichtslos; 
man hätte Polen statt des Korridors durch eine exterritoriale Straßen- und Bahnverbindung 
den freien Zugang zum Meer vermitteln können.  
Die Ernte der Republik, der Stresemannschen Politik der Völkerversöhnung fiel Hitler in den 
Schoß, aber er wußte sie nicht zu nutzen. Was friedliche Verhandlungen zu bleibendem Erfolg 
geführt hätten, verdarb seine Methode der Gewalt. Nichts, was Hitler durch Macht erreichte, 
hat den Zusammenbruch seiner Macht überdauert. 
Daß Versailles liquidiert würde, war nicht nur ein deutsches, sondern ein europäisches Anlie-
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gen. Daß es der Deutschen Republik versagt blieb, dieses Ziel zu erreichen, deutete eine Ent-
wicklung an, die nunmehr von Versailles über den Untergang der deutschen Demokratie, zum 
Zweiten Weltkrieg führte. ...<< 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über Hitlers Machtübernahme 
(x057/230-231): >>Die Umwandlung des Deutschen Reiches von einer demokratischen Re-
publik zu einer Diktatur war das Werk des Führers ... Adolf Hitler. Er stammte aus Österreich, 
begann nach dem ersten Weltkrieg seine politische Laufbahn, die ihn im Verlauf von 14 Jah-
ren durch Willenskraft, Fanatismus und eine nie gekannte Propaganda an die Spitze der 
Reichsregierung brachte. 
In seinem Parteiprogramm und seinem Buch "Mein Kampf" hatte er die Grundfragen einer 
neuen politischen Idee, einer "nationalsozialistischen Weltanschauung", zu prägen versucht 
und sie als mitreißender Volksredner zuerst in seine Partei hineingetragen. Diese war in straf-
fer Disziplin organisiert mit den Kampfformationen SA und SS. Eine arische Rassenlehre mit 
dem Symbol des Hakenkreuzes sollte eine Vereinigung von Nationalsozialismus und Sozia-
lismus verkörpern mit einer mystischen Heldenverehrung seiner Person und einer bedingungs-
losen Gefolgschaftstreue. 
Enttäuscht von der inneren und äußeren Lage Deutschlands strömten ihm im Laufe der dreißi-
ger Jahre eine Unzahl von verbitterten oder hoffnungsvollen Menschen zu, um der neuen Be-
wegung zur Herrschaft im Staate zu verhelfen. Die Parolen wie "Brechung der Zinsknecht-
schaft", "Gemeinnutz vor Eigennutz", "Positives Christentum", "Führerprinzip", "Nationaler 
Sozialismus", "ein Volk, ein Reich" usw. wurden von der Masse oft mißverstanden oder so 
ausgelegt, wie man es selber wünschte.  
Nach dem Willen des "Führers" sollte ein "Germanischer Staat deutscher Nation" geschaffen 
werden. Vieles war dem Ausland und anderen autoritären Organisationen nachgeahmt und 
fand nur schwer Eingang in die deutschen Volkskreise. Nur wenige ahnten die tragische Ent-
wicklung des deutschen Volkes und Reiches, aber niemand, weder vom Ausland noch vom 
Inland, hatte etwas Entscheidendes gegen die Machtübernahme unternommen. So gelang es 
Hitler, als Reichskanzler einer Koalitionsregierung in der Weimarer Republik beginnend, all-
mählich eine Diktatur aufzurichten, wobei er mit wechselnden Mitteln, der Entfaltung mitrei-
ßender Begeisterung oder einer rücksichtslosen Gewalt vorging.<<  
Der deutsche Historiker Karl Dietrich Bracher schrieb später über Hitlers Machtübernahme 
(x058/347): >>... Hitler hat konsequent die pseudolegale Taktik verfolgt, nachdem sein 
Putschversuch von 1923, wie schon der reaktionäre Kapp-Putsch von 1920 an der Abneigung 
gescheitert war, die gerade auch das obrigkeitsgläubige Bürger- und Beamtentum gegen offe-
nen Staatsstreich und Revolution hegte.  
Statt eines Putsches gegen die Republik nutzte Hitler die Möglichkeiten, die der Notstandsar-
tikel der Weimarer Verfassung zur Beseitigung eben dieser Verfassung bot.  
Der Weg über eine Präsidialdiktatur ist stets von konservativen Gegnern der parlamentari-
schen Demokratie propagiert und seit 1930 von dem autoritär-monarchistisch gesinnten 
Reichspräsidenten Feldmarschall Hindenburg gedeckt und gefördert worden. Er befreite 
schließlich die NSDAP aus dem Dilemma einer Minderheitspartei, die in freien Wahlen nie 
viel mehr als ein Drittel der Bevölkerung gewinnen konnte. Die Verkoppelung der Ausnah-
megewalt mit dem Recht zur Auflösung des Reichstages und zur Ernennung des Reichskanz-
lers ermöglichte eine legale Diktatur des Reichspräsidenten; mit ihrer Hilfe und nicht als Füh-
rer einer Mehrheitsregierung ist Hitler an die Macht gelangt.<<  
US-Präsident Hoover kritisierte damals das ungewöhnlich nachgiebige Verhalten der franzö-
sischen Regierung nach Hitlers Machtübernahme (x069/165): >>Kaum war Hitler an die 
Macht gekommen, so nahm die französische Regierung eine völlig veränderte Haltung ein 
und machte eine Reihe von Vorschlägen, die, solange Brüning an der Macht war, mehr als 
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ausreichend gewesen wären. Immer größere Zugeständnisse wurden von Frankreich angebo-
ten und von Hitler zurückgewiesen.  
Sogar in Frankreich hatte man in weiten Kreisen das Gefühl, daß Hitler nie die Regierung in 
seine Hand gebracht hätte, wenn man dem Reichskanzler Brüning in vernünftiger Weise ent-
gegengekommen wäre und ihm geholfen hätte, das Gefühl des Unrechts und der Demütigung 
zu zerstreuen.<< 
 
NS-Staatsstreich vom 23. März 1933 
Hitler erklärte am 8. Februar 1933 vor leitenden Vertretern der deutschen Presse (x032/15): 
>>... In 10 Jahren wird es in Deutschland keinen Marxismus mehr geben.<<  
Als der niederländische Anarchist Marinus van der Lubbe am 27. Februar 1933 das Berliner 
Reichstagsgebäude in Brand setzte, nutzte Hitler den Reichstagsbrand sofort als Vorwand, um 
die gefährlichsten "Staatsfeinde" auszuschalten. In der Nacht des Brandes und am nächsten 
Tag wurden ca. 4.000 kommunistische Funktionäre verhaftet und die KPD wegen angeblicher 
"kommunistischer Rebellion" indirekt verboten.  
An der Brandstiftung war vermutlich auch der damalige preußische "Innenminister" Hermann 
Göring beteiligt.  
Im Jahre 1946 erklärte Generaloberst Halder z.B. unter Eid (x059/73): >>Anläßlich eines Mit-
tagessens beim Führer im Jahre 1942 kam das Gespräch auch auf das Reichstagsgebäude ... 
Ich habe mit eigenen Ohren gehört, wie Göring in das Gespräch hineinrief: "Der einzige, der 
den Reichstag wirklich kennt, bin ich. Ich habe ihn ja angezündet."<<  
Joseph Goebbels berichtete am 27. Februar 1933 in seinem Tagebuch (x191/57): >>Nun ist 
der entscheidende Augenblick gekommen. Göring ganz groß in Fahrt. Der Führer verliert 
nicht einen Augenblick seine Ruhe. ...  
Sofort verbietet Göring die gesamte kommunistische und sozialdemokratische Presse. Die 
kommunistischen Funktionäre werden in der Nacht dingfest gemacht. Die SA wird alarmiert. 
... Mitten in der Nacht noch erscheint Oberregierungsrat Diels vom preußischen Innenministe-
rium und gibt mir eingehend Bericht über die bisherigen Maßnahmen. Die Verhaftungen sind 
reibungslos verlaufen. ... 
Wenn Widerstand geleistet wird, dann Straße frei für die SA. ...<<  
Am 28. Februar 1933 genehmigte Reichspräsident von Hindenburg auf Grund des Artikels 48 
Abs. 2 eine ihm vorgelegte Notverordnung - sogenannte "Reichstagsbrandverordnung" bzw. 
Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat. Diese scheinbar "legale 
Notverordnung" setzte wesentliche demokratische Grundrechte der Weimarer Verfassung au-
ßer Kraft, wie z.B. freie Meinungsäußerung, Pressefreiheit, Versammlungsfreiheit, Brief- und 
Fernsprechgeheimnis und weitere persönliche Freiheiten.  
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die "Reichstagsbrandverordnung" (x051/486): 
>>Reichstagsbrandverordnung, am 28.2.33 unter der Bezeichnung "Verordnung des Reichs-
präsidenten zum Schutz von Volk und Staat" erlassene Notverordnung.  
Vorausgegangen war ihr der Reichstagsbrand am 27.2., der von den Nationalsozialisten den 
Kommunisten zur Last gelegt wurde. "Zur Abwehr kommunistischer staatsgefährdender Ge-
waltakte" - so die Präambel - setzte die Reichstagsbrandverordnung die in Artikel 114, 115, 
117, 118, 123, 124 und 153 der Weimarer Verfassung verbrieften Grundrechte der persönli-
chen Freiheit, der Unverletzlichkeit der Wohnung und des Brief-, Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechgeheimnisses, der Meinungsfreiheit, der Versammlungs- und der Vereinigungsfrei-
heit und der Garantie des Privateigentums außer Kraft, gab der Reichsregierung das Recht, 
"zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung" in den Ländern die Befu-
gnisse der Landesregierung "vorübergehend wahrzunehmen", und verschärfte die Strafandro-
hungen für bestimmte Delikte, führte u.a. für Hochverrat und Brandstiftung die Todesstrafe 
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ein.  
Die Reichstagsbrandverordnung gab der von Hitler geführten Regierung eine scheinbar legale 
Grundlage zur Gleichschaltung der Länder und zur Verfolgung von tatsächlichen oder angeb-
lichen Gegnern des Nationalsozialismus; allein 1933 kam es aufgrund der Reichstagsbrand-
verordnung zu 3.584 Strafverfahren mit 3.133 Verurteilungen. Vor allem aber beseitigte die 
Reichstagsbrandverordnung wesentliche Elemente des Rechtsstaates und bildete so zusammen 
mit dem Ermächtigungsgesetz vom 24.3.33 die gesetzliche Grundlage der nationalsozialisti-
schen Diktatur.<<  
Mit Hilfe der "Reichstagsbrandverordnung" konnte das NS-Regime die demokratische Ver-
fassung der Weimarer Republik zwar vermeintlich "legal" liquidieren, aber diese "Notverord-
nung zum Schutz von Volk und Staat" war nicht durch Artikel 48 gedeckt und deshalb unge-
setzlich, weil sie nicht vorübergehend erlassen wurde. Die "Reichstagsbrandverordnung" wur-
de zunächst auf 4 Jahre begrenzt und danach dreimal durch das NS-Regime verlängert, so daß 
sie schließlich bis zum Zusammenbruch des NS-Staates in Kraft blieb.  
Mit Hilfe dieser Notverordnung verhängte Hitler am 28. Februar 1933 den Ausnahmezustand 
im Deutschen Reich, schaltete bereits indirekt das Parlament aus und übernahm im Rahmen 
der "Nationalen Revolution" wesentliche Machtpositionen des Landes. Zahlreiche wichtige 
Ämter der Behörden, Polizei, Presse, des Rundfunks und sonstige wichtige Posten wurden 
unverzüglich durch die NSDAP besetzt.  
Goebbels berichtete am 28. Februar 1933 in seinem Tagebuch (x191/57): >>... Es erfolgen 
Verhaftungen über Verhaftungen. Nun wird die rote Pest mit Stumpf und Stiel ausgerottet. 
Widerstand zeigt sich nirgendwo. Das gegnerische Lager scheint durch unser plötzliches und 
scharfes Durchgreifen so verblüfft zu sein, daß es sich gar nicht mehr zu wehren wagt.<<  
Der "Daily Express" berichtete am 3. März 1933 (x023/71): >>Wenn die kommunistische 
Gefahr beseitigt ist, wird die normale Ordnung der Dinge zurückkehren.<<  
Bei der letzten "freien Reichstagswahl" am 5. März 1933 erhielt die NSDAP trotz großer 
Massenarbeitslosigkeit - fast 6,0 Millionen Arbeitslose und mehrere Millionen Kurzarbeiter - 
"nur" 43,9 % aller Wählerstimmen bzw. 288 Mandate, so daß Hitler nur mit Hilfe von radika-
len Bundesgenossen "Kampffront Schwarz-Weiß-Rot" - DNVP = 8,0 % - die "einfache Mehr-
heit" von 51,9 % erreichte.  
Da spätestens seit dem 28. Februar 1933 diktatorische Machtverhältnisse herrschten - Ein-
schränkung der Grundrechte, Ausnahmezustand, Parteienverbot, SA- Straßenterror etc., zählte 
die Wahl vom 5. März 1933 bereits nicht mehr zu den demokratischen und freien Wahlen. 
Joseph Goebbels berichtete am 5. März 1933 (x032/25): >>Wir sind die Herren im Reich und 
in Preußen; alle anderen sind geschlagen zu Boden gesunken. Eine lange Arbeit wird mit letz-
tem Erfolg gekrönt. Deutschland ist erwacht.<<  
Seit dem 13. März 1933 kontrollierte, "säuberte" und dirigierte Josef Goebbels, NS-Reichs-
minister für Volksaufklärung und Propaganda, sämtliche Informationsmedien (Presse, Buch-
wesen, Rundfunk, Film) und andere kulturelle Einrichtungen.  
Goebbels schrieb später über die Aufgaben seines Ministeriums für Volksaufklärung und Pro-
paganda (x149/77): >>Es genügt nicht, die Menschen mit unserem Regiment mehr oder weni-
ger auszusöhnen, sie zu bewegen, uns neutral gegenüber zu stehen, sondern wir wollen die 
Menschen so lange bearbeiten, bis sie uns verfallen sind. ... 
Im Laufe der Zeit haben sich auf allen Gebieten, namentlich der Technik, revolutionäre Um-
wälzungen vollzogen. wir leben heute im Zeitalter des Rundfunks, der großen Massendemon-
strationen; Massenaufmärsche von hundert-, zweihundert- oder dreihunderttausend Menschen 
sind für uns nichts Unerreichbares mehr. ... 
Wir leben nun einmal in dem Zeitalter, wo Massen hinter einer Politik stehen müssen. ...<<  
Am 17. März 1933 ließ Hitler zu seinem persönlichen Schutz die Leibstandarte SS Adolf Hit-
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ler in Berlin aufstellen. Es handelte sich bei dieser bewaffneten Leibwache Hitlers um eine 
militärische Elitetruppe. 
Am 20. März 1933 ließ Himmler in der Nähe von Dachau das erste Konzentrationslager in 
Süddeutschland errichten.  
Am 21. März 1933 eröffnete das NS-Regime mit einem Staatsakt in der Potsdamer Garnison-
kirche den ersten Reichstag des "Dritten Reiches".  

Abb. 65 (x296/129): Hitler begrüßt Hindenburg am 21.03.1933 bei einem Staatsakt in Pots-
dam. 
Am 23. März 1933 legte Reichskanzler Hitler während der zweiten Sitzung des neuen 
Reichstages das "Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich" - sogenanntes "Ermäch-
tigungsgesetz" - zur Abstimmung vor.  
Da das NS-Regime wegen der erforderlichen Zweidrittelmehrheit keine legale Verfassungs-
änderung durchsetzen konnte, ließ Hitler zahlreiche politische Gegner vorher gewaltsam aus-
schalten. Nachdem man die meisten kommunistischen Abgeordneten bereits während und 
nach dem Reichstagsbrand am 27. Februar 1933 inhaftiert hatte (x063/579), ließ Hitler vor der 
entscheidenden Abstimmung über die Annahme des Gesetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Reich die restlichen KPD-Abgeordneten festnehmen und außerdem noch kurzerhand 26 
der 120 SPD-Reichstagsabgeordneten verhaften oder aussperren, um die erforderliche Zwei-
drittelmehrheit für die Grundgesetzänderung zu erhalten.  
Am 23. März 1933 stimmten die verbliebenen 94 SPD-Abgeordneten gegen die Annahme des 
verfassungswidrigen "Ermächtigungsgesetzes", obgleich der Berliner Reichstag von schwer-
bewaffneten SA- und SS-Wachen umstellt war und man die anwesenden Abgeordneten der 
Opposition während der Abstimmung unentwegt einschüchterte und massiv bedrohte. 
Vor dem Berliner Reichstag drohten am 23. März 1933 die SA- und SS-Wachen (x059/76): 
>>Wir wollen das Gesetz - sonst (gibt es) Mord und Totschlag. ...<<  
Während die 94 SPD-Abgeordneten das "Ermächtigungsgesetz" ablehnten, stimmten die 73 
Abgeordneten des Zentrums wegen Hitlers mündlicher Zusagen, die er später jedoch nie ein-
löste, zu. Am 23. März 1933 wurde das "Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich", 
das sog. "Ermächtigungsgesetz", vom Reichstag mit der notwendigen 2/3-Mehrheit von 
444:94 beschlossen. Nach Bekanntgabe der namentlichen Schlußabstimmung gab es im Deut-
schen Reich endgültig keine Demokratie mehr. Die gesetzlosen NS-Terroristen beendeten ih-
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ren erfolgreichen Staatstreich mit der sogenannten "NSDAP-Hymne", dem "Horst Wessel-
Lied" (x049/102). 
Mit der gewaltsamen Durchsetzung des "Ermächtigungsgesetzes" am 23. März 1933 begingen 
die Nationalsozialisten verfassungsrechtlich eindeutig Hochverrat. Hitlers NS-Terroristen 
hielten das Deutsche Reich nach dem gewaltsamen Staatsstreich praktisch besetzt.  
Durch die ungesetzliche Verabschiedung bzw. gewaltsame Durchsetzung des "Ermächti-
gungsgesetzes" vom 23. März 1933 wurde die deutsche Reichsregierung bzw. der Rechtsstaat 
völlig ausgeschaltet und das deutsche Volk verlor endgültig seine politische Freiheit.  
Die "deutsche Katastrophe" war danach nicht mehr aufzuhalten, denn nach Errichtung der NS-
Diktatur bestimmten in Deutschland nur noch Hitlers NS-Regime bzw. Gewalt und Terror.  
Hitler wußte, daß eine Zwangsherrschaft grundsätzlich nicht der Mentalität des deutschen 
Volkes entsprach und daß er unter "normalen Bedingungen" niemals demokratische Abstim-
mungen und Wahlen gewonnen hätte, deshalb mußten sofort alle möglichen Gegner des NS-
Regimes beseitigt werden (Einrichtung von Konzentratrationslagern etc.).  
Der deutsche Philosoph Prof. Dr. Karl Jaspers schrieb später, daß am 23. März 1933 unter 
Hitlers Führung erstmalig in der deutschen Geschichte ein Verbrecherstaat gebildet wurde, 
also ein Staat, der systematische Verbrechen mittels seiner Institutionen, seiner Träger und 
Untergeordneten verübte (x154/14).  
Goebbels berichtete am 30. März 1933 in seinem Tagebuch (x191/188): >>Der Rundfunk 
muß der Regierung die fehlenden 49 % zusammentrommeln, und haben wir sie dann, muß der 
Rundfunk die 100 % halten, muß sie verteidigen, muß sie innerlich durchtränken mit den gei-
stigen Inhalten unserer Zeit, daß niemand mehr ausbrechen kann.<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein berichtete später über den NS-
Staatsstreich (x063/578-579): >>Schon nach wenigen Tagen wurde aus der Ernennung Hitlers 
zum Reichskanzler eine "Nationale Revolution" konstruiert. Man wollte eine Massenpsychose 
schaffen, um kraft revolutionären Rechts die eben beschworene Verfassung totalitär zu verän-
dern. Die Mittel der Propaganda, der Presse und des Rundfunks waren bereits in nationalso-
zialistischer Hand.  
Der Reichstagsbrand vom 27. Februar, von ihnen selbst in Szene gesetzt, gab dann den Vor-
wand zum Verbot nicht nur der kommunistischen, sondern schließlich jeder Opposition. Der 
Terror wurde, um eine paradoxe Ausdrucksweise zu gebrauchen, zum Verfassungsgrundsatz 
erhoben. Daß dies nötig war, liefert zugleich für die Geschichte den Beweis, daß das Regime, 
das sich in frevelhafter Anmaßung mit Deutschland gleichzusetzen wagte, niemals auf dem 
Willen des Volkes ruhte. 
Man sagt oft, die Reichstagwahlen vom 5. März 1933 seien die letzten freien Wahlen gewe-
sen. Aber auch sie fanden schon unter ungemeinem Druck statt. Dennoch erhielten die Natio-
nalsozialisten nur 44 %. Zusammen mit ihren Bundesgenossen in der "Kampffront Schwarz-
weiß-rot" brachten sie es auf 52 % - genug, mit knapper Mehrheit eine Regierung zu bilden, 
aber bei weitem nicht für eine Änderung der Verfassung mit legalen Mitteln.  
Also mußten sie mit anderen Kräften nachhelfen. Schon die Verordnung des Reichspräsiden-
ten zum Schutze von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 ging über alles hinaus, was der 
Artikel 48 decken konnte. Am 23. März nahm der Rumpfreichstag - die Kommunisten und 
einen Teil der Sozialdemokraten hatte man eingesperrt oder am Besuch des Reichstages ge-
hindert - das sogenannte Ermächtigungsgesetz an; alle noch anwesenden Sozialdemokraten 
stimmten dagegen.  
Dieses "Gesetz" übertrug der Reichsregierung legislative Befugnisse, auch unter Abweichung 
von den Bestimmungen der Verfassung. ... Verfassungsrechtlich war das "Gesetz", da bei der 
Abstimmung 81 Abgeordnete mit Gewalt ferngehalten wurden, ohnehin null und nichtig. ...<<  
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NS-Konzentrationslager 
Der NS-Staat verfügte schon frühzeitig über Konzentrationslager, in denen "mißliebige Ele-
mente" - Kommunisten, Sozialisten, Geistliche und andere "Volksschädlinge" - Zwangsarbeit 
leisten mußten. Im März 1933 ließ Himmler bei Dachau in Oberbayern und in Oranienburg in 
der Provinz Brandenburg die ersten Konzentrationslager sowie zahlreiche "wilde SA- und SS-
Lager" in leerstehenden Fabriken oder Lagerhallen errichten.  
Ein Zeitzeuge berichtete über die "Beschränkungen der persönlichen Freiheit" ab März 1933 
(x191/59-60): >>In diesen Märztagen entstanden die Konzentrationslager ...  
Nach den Berichten von Beamten und Freunden trat die SA mit eigenen "Vernehmungsstel-
len" in Berlin selbst in eine grauenvolle Tätigkeit ein. In den einzelnen Stadtteilen entstanden 
"Privatgefängnisse". - Dort waren die Fußböden einiger leerer Zimmer, in denen sich die Fol-
terknechte betätigten, mit einer Strohschütte bedeckt worden.  
Die Opfer, die wir vorfanden, waren dem Hungertode nahe. Sie waren tagelang stehend in 
enge Schränke gepreßt worden, um ihnen "Geständnisse" zu erpressen.  
Die "Vernehmungen" hatten mit Prügeln begonnen und geendet; dabei hatte ein Dutzend Ker-
le in Abständen von Stunden mit Eisenstäben, Gummiknüppeln und Peitschen auf die Opfer 
eingedroschen.  
... Es gab kein Stöhnen und Klagen mehr, nur starres Warten auf das Ende oder auf neue Prü-
gel.<<  
Die "Schwarzwälder Kreiszeitung" berichtete am 4. April 1933 über das Konzentrationslager 
Heuberg (x243/47): >>... Großzügig angelegtes Militärlager - Das größte Konzentrationslager 
in Deutschland - Wundervolle Hanglage - Zur Zeit 1.750 Internierte und 450 Mann Bewa-
chung - Gute Verpflegung und Behandlung - Hinter Stacheldraht - Nichts arbeiten den ganzen 
Tag ... 
Absonderung der "Allerärgsten". Die Rädelsführer, die ganz Schlimmen, sind in einem be-
sonderen Hause untergebracht. ...<<  
Ein internierter Stadtrat berichtete später über die realen Zustände im Konzentrationslager 
Heuberg (x243/47): >>... Im (Strafbau stellte man sie) an die Wand - Nase und Fußspitzen 
mußten die Wand berühren -, bis die Leute rückwärts auf die scharfkantigen Steinbrocken 
fielen, die hinter ihnen aufgeschichtet waren. Das ... wurde so lange fortgesetzt, bis der Häft-
ling liegen blieb. Darauf wurde er unter Knüppelschlägen weggeschleift. ... 
Mein Freund, Geschäftsführer des Metallarbeiterverbandes, ... sagte zu mir: "Ich kann nicht 
mehr, ich nehme mir das Leben!"  
Bald nach seiner Entlassung starb er. ... Er war in den wenigen Wochen seiner KZ-Haft rui-
niert worden. ...  
Als ich entlassen wurde, mußte ich mich verpflichten, draußen kein Wort über meine Internie-
rung zu sprechen, andernfalls hätte ich mit verschärfter Haft zu rechnen.<<  
Später inhaftierte man auch Kriminelle, wie z.B. Berufs- und Gewohnheitsverbrecher, "Vor-
beugungshäftlinge" und "Volksschädlinge", wie z.B. "Arbeitsscheue", Homosexuelle, Zeugen 
Jehovas, Zigeuner und andere, in den NS-Konzentrationslagern. Politische Häftlinge und kri-
minelle Elemente wurden ab 1938 nicht mehr getrennt, sondern bewußt vermischt interniert.  
Bis 1937/38 löste die SS alle "wilden Lager" auf und internierte die Häftlinge in den neuen 
Konzentrationslagern. Die SS errichtete ab 1938 weitere Konzentrationslager für den Zwangs-
arbeitseinsatz in der deutschen Rüstungsindustrie und später als Übergangslager für die soge-
nannte "Endlösung".  
Von 1938-44 entstanden im NS-Reich z.B. folgende Konzentrationslager "erster Ordnung": 
Stutthof bei Danzig, Neuengamme bei Hamburg, Ravensbrück bei Fürstenberg/Havel, ein 
Frauenlager, Bergen-Belsen bei Fallingbostel im Landkreis Celle, Buchenwald bei Weimar, 
Groß-Rosen in Niederschlesien, Flossenbürg im Landkreis Neustadt/Waldnaab, Natzweiler im 
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Elsaß, Dachau bei München, Mauthausen bei Linz, Woltersdorf bei Wien.  
Von 1933-39 inhaftierte die Gestapo ca. 750.000-1.200.000 "unbequeme Deutsche" (x063/-
580). Am 10. April 1939 waren etwa 300.000 politische Gefangene im Konzentrationslager 
(x050/167). In den Gestapo-Archiven lagerten etwa 2,0 Millionen Akten über verdächtige 
deutsche Staatsbürger (x063/580).  
Der deutsche Historiker Martin Broszat berichtete später über die Kenzeichnung der verschie-
denen KZ-Häftlingsgruppen (x129/67): >>Die verschiedenen Häftlingskategorien wurden in 
den Lagern besonders gekennzeichnet. Das schon in den Jahren vor dem Krieg eingeführte 
einheitliche Schema bestand darin, daß das Stoffdreieck, das jedem Gefangenen auf die Häft-
lingskleidung aufgenäht wurde, je nach Häftlingskategorie in verschiedenen Farben angefer-
tigt wurde: für politische Gefangene = rot, Bibelforscher = lila, Asoziale = schwarz, Kriminel-
le = grün, Homosexuelle = rosa und für Emigranten = blau. 
Jüdische Häftlinge mußten zusätzlich zu dem Farbdreieck ein gelbes Dreieck tragen, das so 
auf das Farbdreieck aufgenäht wurde, daß sich ein sechseckiger Zionstern ergab. Ein zusätzli-
ches Kennzeichen in Gestalt eines Querbalkens über dem Dreieck wurde für sogenannte rück-
fällige Häftlinge eingeführt. ...<<  
Der deutsche Staatsanwalt Willy Dreßen schrieb später über die "Konzentrationslager" (KZ) 
des NS-Regimes (x051/325-326): >>Konzentrationslager. Die ersten KZ gab es im Buren-
krieg (1901); sogenannte concentration camps wurden von den Engländern als Internierungs-
lager für Zivilgefangene eingerichtet.  
Im nationalsozialistischen Deutschland dienten sie seit 1933 zur Inhaftierung und Umerzie-
hung aller "mißliebigen Elemente" (wie Kommunisten, Sozialisten, Zentrumsangehörige, 
Geistliche u.a.) und zur Zwangsarbeit.  
Entstanden sind die KZ im Zuge der Verhaftungswelle nach der Machtübernahme 1933, die 
dazu führte, daß die Gefängnisse in kurzer Zeit völlig überfüllt waren und zusätzlicher Haft-
raum benötigt wurde. Die wesentliche Rechtsgrundlage für die Inhaftierung bildete die 
Reichstagsbrandverordnung. Die Haft wurde als vorbeugende Polizeimaßnahme bzw. Schutz-
haft gegenüber staatsfeindlichen Elementen bezeichnet. Rechtsbehelfe gegen sie waren nicht 
zugelassen.  
Die ersten KZ wurden teils von staatlichen Stellen (Polizeibehörden u.a.), teils aber auch ei-
genmächtig von SA und SS in leerstehenden Fabriken, Lagerhallen u.a. eingerichtet. Diese 
"wilden" KZ (Schutzhaft) verschwanden in der Folgezeit nach und nach, die Leitung und Be-
wachung der anderen Lager blieb in den Händen der vom Staat als Hilfspolizei eingesetzten 
SA und SS und ging nach der Röhm-Affäre (30.6.34) allein auf die SS über.  
Das Modell für alle KZ wurde Dachau, dessen Lagerkommandant Eicke, der am 4.7.34 zum 
"Inspekteur der KZ" ernannt wurde, am 1.10.33 eine Lagerordnung erlassen hatte, die bei der 
Einrichtung der anderen Lager als Muster diente.  
Ein KZ hatte danach jeweils fünf Abteilungen, nämlich Kommandantur (I), politische Abtei-
lung (II), Schutzhaftlager (III), Verwaltung (IV) und Lagerarzt (V). Die politische Abteilung 
(II) war praktisch ein Außenposten der jeweiligen örtlichen Gestapo mit einem Gestapobeam-
ten als Leiter. Sie führte Vernehmungen durch und war für die Häftlingskartei, die Häftlings-
akten u.a. zuständig.  
Der Schutzhaftlagerführer (bei großen Lagern gab es neben dem ersten einen zweiten Schutz-
haftlagerführer) war auch Vertreter des Kommandanten. Ihm unterstanden der oder die Rap-
portführer, diesem die Blockführer. Ferner unterstanden ihm der Arbeitseinsatzführer und die 
Kommandoführer. Im Schutzhaftlager (III) waren die Häftlinge untergebracht.  
Die Disziplin der SS-Angehörigen in den Lagern war meist schlecht. Selbst schwere Bestra-
fungen (Todesstrafen) durch SS-Gerichte änderten daran nichts Grundlegendes.  
Parallel zur SS-Organisation wurde später eine Häftlingsselbstverwaltung eingerichtet, an de-
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ren Spitze der oder die Lagerältesten standen, gefolgt von den Blockältesten der einzelnen 
Baracken und dem Stubendienst. Funktionshäftlinge (Schreiber, Häftlingsärzte, Leichenträger 
u.a.) waren mit den verschiedensten Arbeiten im Lager betraut. In den Arbeitskommandos 
waren sie als Kapos und Vorarbeiter eingesetzt. Meist waren es Kriminelle oder politische 
Häftlinge, zwischen denen ein ständiger offener oder versteckter Kampf um die besten Posi-
tionen im Lager stattfand.  
Neben dem SS-Personal des Lagers selbst gab es zur Außenbewachung des Lagers SS-
Wachtruppen, "SS-Wachverbände", später Totenkopfverbände genannt.  
Während zunächst in den KZ nur politische Schutzhäftlinge inhaftiert waren, ging man später 
- u.a. zur Diskriminierung der politischen Gefangenen - dazu über, entsprechend dem Erlaß 
des Reichsjustizministeriums vom 14.12.37 sogenannte "Berufs- und Gewohnheitsverbrecher, 
Asoziale" u.a., die als polizeiliche Vorbeugungshäftlinge bezeichnet wurden, in die Lager ein-
zuweisen. Zusammen mit den Juden und "Zigeunern", den Homosexuellen und den Ernsten 
Bibelforschern (Zeugen Jehovas), den sogenannten Arbeitsscheuen (Himmler-Erlaß vom 
26.1.38) und Personen, die ihre gerichtlich verhängten Strafen bereits verbüßt hatten oder die 
angeblich zu Unrecht freigesprochen worden waren, waren damit schon frühzeitig verschiede-
ne Kategorien von Häftlingen in den KZ inhaftiert.  
Nach Kriegsausbruch wurden dann zunehmend ausländische Häftlinge aus den deutsch be-
setzten Gebieten - z.B. NN-Häftlinge (Nacht-und-Nebel-Erlaß) - in die Lager gebracht. Sie 
stellten schließlich das Gros der Gefangenen.  
Die verschiedenen Arten von Häftlingen wurden durch auf dem Kopf stehende Dreiecke (so-
genannte Winkel) aus farbigem Stoff auf der Kleidung gekennzeichnet; die kriminellen Häft-
linge hatten grüne, die politischen rote, die Asozialen schwarze, die Homosexuellen rosa und 
die Bibelforscher violette Winkel. Die jüdischen Häftlinge waren daran zu erkennen, daß über 
dem jeweiligen Winkel ein gelbes Dreieck so aufgenäht wurde, daß sich insgesamt ein David-
stern ergab, während ausländische Häftlinge dadurch kenntlich gemacht wurden, daß der An-
fangsbuchstabe ihrer jeweiligen Nationalität auf dem Winkel angebracht wurde. Bereits ein-
mal Geflohene oder Fluchtverdächtige waren durch einen großen roten oder schwarzen soge-
nannten Fluchtpunkt auf Brust und Rücken besonders gekennzeichnet.  
Da in den Lagern ein riesiges Reservoir an Zwangsarbeitern zur Verfügung stand, begann die 
SS eigene Wirtschaftsbetriebe zu gründen und errichtete im Februar 42 das Wirtschafts-
verwaltungs-Hauptamt (WVHA) unter Leitung des späteren SS-Obergruppenführers Oswald 
Pohl, dem die Dienststelle des Inspekteurs der KZ unter der Bezeichnung "Amtsgruppe D" 
eingegliedert wurde.  
Mit zunehmender Kriegsdauer machten die ständigen Bombardierungen die Verlagerung gro-
ßer Teile der Rüstungsproduktion unter die Erde erforderlich, wodurch immer mehr Häftlinge 
und Zwangsarbeiter benötigt wurden. Die kleine Gruppe der KZ, die 1939 bestanden hatte - 
Dachau, Flossenbürg, Sachsenhausen, Buchenwald, Mauthausen und das Frauenlager Ra-
vensbrück mit insgesamt 21.400 Häftlingen -, wuchs zu einem weit verzweigten System an, 
das auch die besetzten Länder einschloß. Überall dort, wo die Industrie Arbeitskräfte brauchte, 
wurden Außenkommandos (Nebenlager) eingerichtet. Die Zahl der Häftlinge in Buchenwald 
z.B. vergrößerte sich dadurch auf fast 525.000 im August 44 und betrug Anfang 45 schließlich 
über 600.000 Menschen.  
Das Interesse des WVHA an der Ausnutzung der Arbeitskraft stand in gewisser Weise dem 
Interesse des RSHA auf Ausschaltung bzw. Umerziehung der politischen Gegner entgegen. 
Für die Häftlinge brachte die Unterstellung der KZ unter das WVHA jedoch kaum Vorteile. 
Nach einem Befehl Pohls vom April 42 sollte die Ausnutzung der Arbeitskräfte "im wahrsten 
Sinne des Wortes erschöpfend" gestaltet und Mahlzeiten, Appelle u.a. auf ein nicht mehr zu 
verdichtendes Mindestmaß beschränkt werden.  
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Seit September 42 wurden auch bestimmte Justizgefangene (Sicherungsverwahrte u.a.; Deut-
sche, Juden, Zigeuner, Russen, Polen u.a.) nach einer Vereinbarung zwischen Thierack und 
Himmler "zur Vernichtung durch Arbeit" in die KZ eingewiesen. Zudem wurden in den La-
gern regelmäßig alle nicht mehr arbeitsfähigen Häftlinge ("Muselmänner") ausgesondert und 
in Tötungsanstalten der Euthanasie-Aktion oder Vernichtungslager transportiert und dort getö-
tet. In vielen Fällen wurden sie auch in den Lagern selbst durch Giftinjektionen ermordet.  
Die Häftlinge waren in den Lagern bedingungslos der Gewalt der SS und der Gestapo ausge-
liefert. Nach der Eicke'schen Lagerordnung (Dachau) war die Verhängung von Strafen, Prü-
gelstrafe, Pfahlhängen u.a. bis hin zur Todesstrafe, die allerdings - z.B. bei Fluchtversuchen - 
in der Regel vom RSHA angeordnet wurde, Sache des jeweiligen Lagerkommandanten. Ei-
genmächtige Tötungen und Mißhandlungen von Häftlingen waren ausdrücklich verboten. Es 
war den SS-Angehörigen sogar untersagt, Häftlinge zu berühren.  
Trotz dieses eindeutigen Verbotes waren Häftlingsmißhandlungen und -tötungen (Erschlagen, 
Erhängen, Ertränken, zu Tode foltern u.a.) etwas Alltägliches. Neben den SS-Angehörigen 
waren an ihnen auch Funktionshäftlinge, namentlich die Kapos, beteiligt. Die Täter gingen 
regelmäßig straffrei aus. Von der Inspektion der KZ wurde diese Praxis geduldet.  
Im übrigen waren die Lebensverhältnisse, was Hygiene, Kleidung, Verpflegung und ärztliche 
Versorgung anging, durchweg vollständig unzureichend und unmenschlich. Meist waren die 
Häftlinge in zugigen Holzbaracken, in denen sich dreistöckige, primitive Etagenbetten befan-
den, untergebracht. In jedem Bett schliefen bis zu drei Häftlinge, denen oft nur eine einzige 
Decke zur Verfügung stand, auf Strohsäcken als Unterlage und manchmal sogar auf dem blan-
ken Holz der Bettstatt. Die Kleidung bestand im allgemeinen - auch im Winter - nur aus dem 
dünnen, gestreiften Häftlingsanzug, der zudem sehr selten gewaschen wurde. Als Verpflegung 
gab es neben geringen Brotrationen v.a. Rüben- und Wassersuppen.  
Zusammen mit den schlechten sanitären Verhältnissen, die immer wieder Seuchen hervorrie-
fen, und mit den unmenschlichen Arbeitsverhältnissen führte das zu einer außerordentlich 
hohen Sterblichkeit, die auch durch die Aufforderung des WVHA (Schreiben Pohls vom 
20.1.43), mit allen Mitteln die Arbeitskraft der Häftlinge zu erhalten, nicht gebremst werden 
konnte.  
Darüber hinaus wurden Häftlinge auch zu zahlreichen medizinischen Menschenversuchen 
benutzt, die manchmal terminal angelegt waren, d.h. es stand von vornherein fest, daß die 
Versuchspersonen dabei zu Tode kommen würden.  
Im Rahmen der Endlösung wurden einzelne Lager zur Tötung mittels Giftgas und zur 
Sonderbehandlung, d.h. Exekution "staatsfeindlicher Elemente" und russischer Kriegsgefan-
gener (nach dem Kommissarbefehl vom 6.6.41), benutzt.  
Kurz vor Kriegsende wurden die meisten KZ ins Innere des Reiches evakuiert. Im Chaos des 
Zusammenbruchs kamen dabei zahllose entkräftete Häftlinge in zum Teil offenen Gütertrans-
portzügen ums Leben oder wurden - wenn sie auf Fußmärschen das Marschtempo nicht 
durchhalten konnten - von ihren Bewachern am Straßenrand erschossen. Viele starben in den 
total überfüllten Auffanglagern (nach Schätzungen insgesamt etwa ein Drittel der im Januar 
45 registrierten Häftlinge).<<  
Der französische Politikwissenschaftler und Germanist Alfred Grosser schrieb später über den 
"internen" NS-Terror im März 1933 (x075/73-74): >>... Die Sozialisten stimmten mit Nein, 
die Kommunisten waren bereits aus dem Reichstag ausgeschlossen worden. Die anderen sag-
ten Ja, teilweise aus Angst. Wie so viele Vereine und Gruppierungen Ja sagen werden - ent-
weder aus tatsächlicher Anhängerüberzeugung oder in der Hoffnung, verschont zu bleiben, 
wenn sie zulassen, daß der Nachbar verprügelt wird. ... 
Aber dem Grauen geht der Terror voraus. Und kein beliebiger Polizeiterror. Die ersten, im 
Frühjahr 1933 eingerichteten Konzentrationslager dienten nicht nur dazu, die Regimegegner 



 15 

aus dem Verkehr zu ziehen - wie beispielsweise den jungen sozialdemokratischen Abgeordne-
ten Kurt Schumacher, der im Reichstag den Nationalsozialismus als "Aufruf an den inneren 
Schweinehund im Menschen" charakterisiert hatte. Die Inhaftierung hatte auch die Erniedri-
gung, die Entwürdigung zum Ziel und bedeutete physische Qualen. So litten und starben 
Hunderttausende von Deutschen in Buchenwald und anderswo, noch bevor die ersten Depor-
tationstransporte aus dem Ausland ankamen. 
Die Brutalität im eigenen Land ging also der Brutalität eines Krieges voraus, in dem Abermil-
lionen von Menschen sterben sollten ...<<  
 
NS-Gleichschaltung 
Am 7. April 1933 begannen großangelegte "NS-Gleichschaltungswellen", die mit Massenent-
lassungen aller mißliebigen Beamten endeten - gleichzeitige Einführung des NS-Berufsbeam-
tentums. In allen Ländern waren danach NS-Reichsstatthalter für die Durchführung der NS-
Richtlinien verantwortlich. Beamte, die nichtarischer Abstammung oder politisch unzuverläs-
sig waren, konnten sofort entlassen werden.  
Die NSDAP übernahm am 10. April 1933 sämtliche Beamtenverbände und ernannte den 1. 
Mai per Gesetz zum "Feiertag der nationalen Arbeit". 
Joseph Goebbels berichtete am 10. April 1933 (x032/43): >>Von da an beginnt dann die Aus-
einandersetzung mit den Gewerkschaften. Wir werden nicht eher Ruhe bekommen, bis sie 
restlos in unserer Hand sind.<<  
In Berlin wurde am 26. April 1933 das Geheime Staatspolizeiamt - "Gestapa bzw. Gestapo" - 
gegründet. 
Hans von Tschammer und Osten wurde am 28. April 1933 zum NS-Reichssportkommissar 
ernannt, um alle deutschen Sportvereine gleichzuschalten. 
Bernhard Rust wurde am 30. April 1933 zum NS-Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung 
und Volksbildung ernannt. 
Der 1. Mai wurde im Jahre 1933 gesetzlicher Feiertag - "Tag der Nationalen Arbeit". Hitler 
erfüllte damit eine langjährige Forderung der freien Gewerkschaften und der linken Parteien.  
Joseph Goebbels berichtete am 1. Mai 1933 (x032/50): >>Der große Tag des deutschen Vol-
kes ist angebrochen ... richtiges Hitlerwetter.<<  
Der französische Botschafter schrieb damals über diese Maifeier auf dem Tempelhofer Feld 
(x032/50): >>Ja, es ist wirklich ein schönes, ein wundervolles Fest! Die Deutschen und die 
Ausländer, die ihm beiwohnten, nehmen den Eindruck mit, daß ein Hauch der Versöhnung 
und der Einigkeit über das Dritte Reich weht! ...<<  
Das preußische Innenministerium erteilte am 2. Mai 1933 folgende geheime Weisung (x243/-
48): >>An alle Oberpräsidenten, Landräte, Regierungspräsidenten. - Der ... Aktion der 
NSDAP gegen die freien Gewerkschaften ist ... nicht entgegenzutreten. ...<<  
Am 2. Mai 1933 ließ Hitler alle Führer der 36 Arbeitergewerkschaften und der 6 Angestell-
tenverbände in "Schutzhaft" nehmen. Die Gewerkschaftshäuser wurden durch SA-Verbände 
besetzt und sämtliche Gewerkschaften zerschlagen. Die Gewerkschaften wurden später 1934 
in der NS-Zwangorganisation "Deutsche Arbeitsfront" zusammengefaßt. Danach übernahm 
die NSDAP auch die "gleichgeschalteten" 200 Arbeitgeberverbände und 48 Handelsvereini-
gungen. 
Am 10. Mai 1933 ließ Göring alle SPD-Niederlassungen, Druckereien und Zeitungen sowie 
das gesamte Parteivermögen der SPD beschlagnahmen. Die Polizei- und SA-Einheiten um-
stellten damals vielerorts komplette Gebäudekomplexe und durchsuchten alle Räume nach 
Waffen und "staatsfeindlichen Schriften".  
Bis Ende Juni 1933 ließ Hitler alle 32 Parteien des ehemaligen Deutschen Reichstages verbie-
ten oder auflösen, wie z.B. die SPD am 22.06.1933.  
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Am 6. Juli 1933 informierte Hitler während einer öffentlichen Rede über die Ausschaltung 
und Auflösung aller demokratischen Parteien (x149/73): >>Die politischen Parteien sind jetzt 
endgültig beseitigt. Dies ist ein geschichtlicher Vorgang, dessen Bedeutung und Tragweite 
man sich vielleicht noch gar nicht bewußt geworden ist. Wir müssen jetzt die letzten Überre-
ste der Demokratie beseitigen, insbesondere auch die Methoden der Abstimmung und der 
Mehrheitsbeschlüsse, wie sie bis heute noch vielfach bei den Kommunen, in wirtschaftlichen 
Organisationen und Arbeitsausschüssen vorkommen, und die Verantwortung der Einzelper-
sönlichkeit überall zur Geltung bringen.<<  
Am 14. Juli 1933 erließ das NS-Regime ein "Gesetz gegen die Neubildung von Parteien" 
(x032/72): >>... In Deutschland besteht als einzige politische Partei die Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei. ...<<  
Das NS-Regime erließ am 14. Juli 1933 ferner ein "Gesetz über die Verfassung der deutschen 
evangelischen Kirche", um die evangelische Kirche in das NS-System einzuordnen. 
Das NS-Schriftleitergesetz vom 4. Oktober 1933 gewährleistete, daß nur noch rechtsradikale 
Journalisten leitende Positionen übernehmen durften (x023/133): >>Die im Hauptberuf oder 
auf Grund der Bestellung zum Hauptschriftleiter ausgeübte Mitwirkung an der Gestaltung des 
geistigen Inhalts der im Reichsgebiet herausgegebenen Zeitungen und politischen Zeitschrif-
ten durch Wort, Nachricht oder Bild ist eine in ihren beruflichen Pflichten und Rechten vom 
Staat durch dieses Gesetz geregelte öffentliche Aufgabe.  
Niemand darf sich Schriftleiter nennen, der nicht nach diesem Gesetz dazu befugt ist. ...  
Schriftleiter sind in Sonderheit verpflichtet, aus den Zeitungen alles fernzuhalten, was ... ge-
eignet ist, die Kraft des Deutschen Reiches nach außen oder im Inneren ... zu schwächen ...<<  
Das NS-Regime jagte damals ungezählte anständige, unbescholtene Arbeiter, Angestellte und 
Beamte von ihren Arbeitsplätzen. Wer sich wehrte, protestierte, einer demokratischen Partei 
angehörte oder irgendwie verdächtig erschien, war ein "Staatsfeind" oder "Judenknecht". Hit-
lers Wille war in jener Zeit oberstes Gesetz.  
Alle wichtigen Verwaltungsposten wurden unverzüglich von "zuverlässigen" NSDAP-Leuten 
besetzt. Bürgermeister, die keine NS-Mitglieder werden wollten, mußten zurücktreten. Hitlers 
NS-Diktatur wurde später von 43 Gauleitern, 890 Kreisleitern, 30.801 Ortsgruppenleitern, 
121.406 Zellenleitern und 539.445 Blockwarten organisiert und durchgesetzt (x090/275). 
Der NS-Pöbel regierte im Namen des "Einheitsstaates". Amtsanmaßung, Korruption, Rechtlo-
sigkeit, Vetternwirtschaft und Unterschlagung waren im gleichgeschalteten NS-Staat an der 
Tagesordnung. Unfähige Schreihälse und Mitläufer nutzten damals die einmalige Gelegenheit 
und erhielten verantwortungsvolle Machtpositionen. Zahlreiche Anführer der "SA-Knüppel-
garde", die man während der Weimarer Republik mehrheitlich wegen Faulheit oder Dumm-
heit zuerst entlassen hatte, besetzten jetzt vielerorts leitende Posten.  
Viele NS-Führer waren gewöhnlich im Verwaltungsbereich hoffnungslos überfordert, so daß 
man weiterhin auf Berufsbeamte angewiesen war. Die Beamten, von denen im Jahre 1939 rd. 
28 % Parteimitglieder waren, mußten grundsätzlich den Treueid auf den Führer leisten (x051/-
63).  
Ein NS-Flüsterwitz zum Thema "Gleichschaltung" lautete damals wie folgt: >>Wie konjugiert 
man "gleichschalten"? 
Ich schalte gleich, 
du fliegst raus. 
Er setzt sich rein!<<  
Der deutsche SPD-Politiker Ernst Niekisch schrieb 1935/36 über die NS-Gleichschaltung 
(x129/34-35): >>Ein Taumel der Gleichschaltung erfaßte das ganze Volk. Alle öffentlichen 
und privaten Einrichtungen, Organisationen und Korporationen, alle wirtschaftlichen Betriebe 
und kulturellen Gesellschaften, alle Verbände und Vereine "schalteten sich gleich".  
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Zweck der Gleichschaltung war die Herstellung der "Volksgemeinschaft". Die "Volksgemein-
schaft" ist kein gesellschaftlicher Ordnungszustand höherer Art. Nirgends trügt der Schein 
mehr, als er hier es tut. ...  
In der "Volksgemeinschaft" soll das ganze Volk auf die formlos chaotische Existenzweise 
menschlichen Abschaums heruntergebracht werden. Sinn und Inhalt der Volksgemeinschaft 
ist lediglich die Solidarität des lumpenproletarischen Gesindels. 
Irgendwelche untergeordnete Organe oder Angestellte zogen plötzlich ihr nationalsozialisti-
sches Mitgliedsbuch, daß sie bisher sorgfältig verborgen hatten, aus der Tasche und trumpften 
damit auf; zuweilen war es der Portier, der sich überraschend als Vertrauensmann der nationa-
len Revolution entpuppte und sich über Nacht zum wichtigsten und ersten Mann empor-
schwang.  
Das Mitgliedsbuch und das braune Hemd waren Ausweise, durch welche sich die Inhaber be-
fugt hielten, nach den Zügeln zu greifen und die Leitung zu übernehmen.  
Der Wille der Wähler, der bisher in der Zusammensetzung des Parlaments seinen Ausdruck 
gefunden hatte, galt nichts mehr; die Persönlichkeiten ihres Vertrauens räumten das Feld. Das 
Sprachrohr des Volkswillens war nur noch der Mann mit dem Mitgliedsbuch oder mit dem 
Braunhemd. ... 
Die Gleichschaltung der nationalsozialistischen "Revolution" war die deutsche Spielart jener 
Gleichheit, welche durch die Französische Revolution 1789 verkündet worden war. Die 
Gleichheit war Gleichheit des Rechts; so blieb kein Platz mehr für feudale Vorrechte. Die 
Gleichschaltung ist Vereinheitlichung der Gesichtspunkte, Uniformierung der Gesinnung. 
Sie ist wie ein technischer Prozeß: man drückt auf einen Hebel, und der ganze menschliche 
Bestand ist auf ein Einheitsmodell vereinfacht; niemand weicht vom Nächsten ab. Der 
Mensch verhält sich wie ein mechanisches Element, das von außen her ausgerichtet und in 
Form gebracht wird. Bis zum täglichen Gruß hin reagiert er nach obrigkeitlich verordnetem 
Schema: wer immer zur Tag- und Nachtzeit seinen Nächsten sieht, streckt den Arm in die Luft 
und schreit "Heil Hitler". 
Der Punkt, an dem der Hebel ansetzt, welcher den Menschen gleichschaltet, ist die Existenz-
frage. Wenn der Mann nicht richtig liegt, bekommt er kein Futter mehr. Unverhüllter wurde 
noch niemals auf den Magen gedrückt, um die richtige Gesinnung herauszupressen. Der Be-
amte zitterte um Gehalt und Versorgung: das "Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeam-
tentums" brachte den festen Turm seiner "wohlerworbenen Rechte" zum Einsturz. ...  
Die nationalsozialistische Empörung über marxistische "Parteibuchbeamte" entlarvte sich als 
purer Brotneid; die "Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" bestand darin, alle Ämter mit 
nationalsozialistischen Parteibuchbeamten zu überschwemmen. Die bürokratische Gleich-
schaltung war eine großangelegte Veranstaltung allgemeiner "Umbonzung". 
Angestellten und Arbeitern erging es nicht besser; sie verloren die Arbeitsplätze, wenn ihr 
Eifer der Gleichschaltung enttäuschte. Entzog sich ein Arbeiter dem anbefohlenen Aufmarsch, 
wurde er fristlos entlassen: er war als "Staatsfeind" nicht würdig, wirtschaftlich geborgen zu 
sein. Der Organisationszwang, dem die Angehörigen der freien Berufe, Gewerbetreibende, 
Handwerker, Kaufleute, Unternehmer unterlagen, bot Handhaben, sie zu maßregeln; wurden 
sie aus ihrer "Berufskammer" entfernt, war ihnen das Recht auf Berufsausübung genommen; 
sie waren brotlos und ins wirtschaftliche Nichts verstoßen.  
Die nationalsozialistische Weltanschauung zog ihre überzeugende Kraft aus der Sorge um den 
Futterplatz; weil der nationalsozialistische Herr den Brotkorb monopolisiert hatte, sang je-
dermann sein Lied. ...<<  
Ab 1934 bestimmten und kontrollierten die NS-Gau-, Kreis-, Ortsgruppen- und Blockleiter 
sowie NS-Blockwarte - ca. 15-20 Personen bildeten jeweils einen Block - das gesamte Leben 
der deutschen Volksgenossen. Der Blockleiter - "Hoheitsgebiet" ca. 160-240 Personen - führte 
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z.B. Karteien über alle Bewohner, kassierte Parteimitgliedsbeiträge und war verpflichtet, alle 
"schädigenden Gerüchte" zu melden.  
Mit Hilfe der politischen "NS-Hoheitsträger", die ihre Machtpositionen häufig schamlos aus-
nutzten, reichte der Einfluß des NS-Regimes bis in jede Familie. Das kirchliche Leben wurde 
zwar erheblich eingeengt, aber Gottesdienste und die meisten Seelsorger blieben zunächst 
noch unbehelligt.  
Jeder Deutsche, der sich dem Willkürregime aktiv widersetzte, wurde sofort eingeschüchtert, 
verprügelt oder landete unverzüglich in den "Schutzhaftlagern" bzw. Konzentrationslagern. 
Die unorganisierte Machtlosigkeit der deutschen NS-Gegner hatte gegenüber der militärisch 
organisierten Gewalt des NS-Regimes naturgemäß keine Chance. 
Ab 1934 wurden fast alle Deutschen allmählich planmäßig durch die zahlreichen NS-Organi-
sationen "erfaßt", auch wenn sie keine Parteimitglieder waren. Es gab für die Deutschen prak-
tisch kein Privatleben mehr. Alle Sport-, Gesangs-, Kegel- und Schützenvereine, Handwerks-, 
Angestellten- und Beamtenverbände sowie sonstigen Gemeinschaften wurden von NS-Beauf-
tragten überwacht und "gleichgeschaltet". 
Wer im NS-Staat berufliche oder wirtschaftliche Erfolge erreichen wollte, wie z.B. Angestell-
te und Beamte des öffentlichen Dienstes oder Handwerker und Unternehmer, die Staatsaufträ-
ge benötigten, mußte zwangsläufig NSDAP-Mitglied werden.  
Man begrüßte sich auch nicht mehr, wie bisher mit "Guten Tag", sondern in den Schulen, Ge-
schäften und Behörden mußte man ab 1934/35 grundsätzlich mit dem sogenannten "Deut-
schen Gruß" (heben des ausgestreckten rechten Armes und den Worten "Heil Hitler") grüßen. 
Der "Deutsche Gruß" wurde auch beim Schriftverkehr verlangt - "Mit Deutschem Gruß Heil 
Hitler". Der persönliche "Deutsche Gruß" gegenüber Hitler lautete etwa seit 1925 "Heil, mein 
Führer".  
Viele Deutsche, die sich weigerten, in eine der vielen NS-Organisationen einzutreten, mußten 
wenigstens als gutwillige Mitglieder der "Volksgemeinschaft" persönlich Spenden sammeln 
oder großzügige Spenden leisten.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Gleichschaltung" des NS-
Regimes (x051/216-217): >>Gleichschaltung, Wort aus der Elektrotechnik; von der national-
sozialistischen Propaganda eingesetzt zur Bezeichnung der Ausrichtung von Verbänden, Or-
ganisationen, Parteien und schließlich jedes einzelnen Bürgers auf die Ziele der nationalsozia-
listischen Politik; geprägt von Reichsjustizminister Gürtner für die Formulierung des Gesetzes 
vom 31.3.33 zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich.  
Erstes Opfer der Gleichschaltung wurde denn auch der Föderalismus: Nachdem schon in der 
Woche nach der Reichstagswahl vom 5.3.33 alle Länderparlamente auf Druck der NSDAP 
dem Reichsergebnis entsprechend zusammengesetzt worden waren, verfügte am 7.4.33 ein 
zweites Gleichschaltungsgesetz die Entsendung von Reichsstatthaltern. Sie wurden auf Vor-
schlag des Kanzlers vom Reichspräsidenten ernannt, hatten Ernennungsrecht für die Landes-
regierungen und deren Beamte und waren bis auf Epp Gauleiter der NSDAP.  
… Mit Auflösung des Reichsrates am 14.2.34 und der Vereinheitlichung der Justizverwaltun-
gen am 1.4.35 war die Gleichschaltung der Länder abgeschlossen.  
Noch rascher verschwand die Parteienvielfalt: Auch ihre Gleichschaltung setzte schon im 
März 33 ein, als sich der Reichstag durch das Ermächtigungsgesetz selbst entmachtete. Die 
KPD war schon seit der Reichstagsbrandverordnung faktisch ausgeschaltet und wurde am 
28.3.33 endgültig verboten; die SPD, die als einzige Widerstand gegen das Ermächtigungsge-
setz geleistet hatte, wurde, eines Großteils ihrer Mitglieder durch Flucht und Verhaftung be-
raubt, am 22.6.33 verboten; die Mitglieder der bürgerlichen Parteien liefen in Scharen zur 
NSDAP über und lösten sich nach und nach selbst auf … 
Nach dem "Gesetz gegen die Neubildung von Parteien" vom 14.7.33 existierte nur noch die 
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NSDAP, die per Gesetz am 1.12.33 zur Körperschaft öffentlichen Rechts aufstieg. Die 
Gleichschaltung des Parteienstaates vollendete das "Gesetz über das Staatsoberhaupt des 
Deutschen Reiches" vom 1.8.34, das die Ämter des Reichspräsidenten und des Regierungs-
chefs verschmolz: Hitler wurde "Führer und Reichskanzler".  
Instrumente der Gleichschaltung der Verbände wurden das Berufsbeamtengesetz und der 
Arierparagraph. Das Schema war immer dasselbe: Auf Druck von NSDAP-Mitgliedern wur-
den die Vorstände der Berufsverbände umgebildet und Nationalsozialisten aufgenommen. Die 
"säuberten" dann die Vorstände und führten die Verbände unter das Dach der Partei.  
Wo das nicht half, griff die NS-Führung zur Gewalt: Am 2.5.33 wurden die Häuser und Büros 
der Gewerkschaften von SA und Polizei besetzt, ihre Akten beschlagnahmt, ihr Vermögen 
konfisziert und die Organisation in die Deutsche Arbeitsfront überführt. Ähnlich ging es den 
Bauernorganisationen, die sich am 15.9.33 alle zwangsvereinigt fanden im Reichsnährstand. 
Länger hielt sich die gewerbliche Wirtschaft, die aber auch im August 34 enger an den Staat 
gebunden wurde, indem sie in Reichsgruppen unter maßgeblichem Einfluß des Wirtschafts-
ministeriums gegliedert wurde; der Vierjahresplan verpflichtete sie dann am 15.10.36 ganz 
auf die … Ziele der NS-Führung.  
Zur Gleichschaltung der Meinungen und der Kultur bestellte Hitler mit Goebbels am 13.3.33 
eigens einen Minister für Volksaufklärung und Propaganda. Wer beruflich schreiben, musizie-
ren, filmen, malen, schauspielern wollte, mußte spätestens vom 22.9.33 an Mitglied der ent-
sprechenden Untergliederung der Reichskulturkammer sein. Die Aufnahmebedingungen, u.a. 
der Arierparagraph, sorgten dafür, daß Mißliebige fortan in Deutschland kein Gehör mehr fan-
den.  
Nur die Gleichschaltung der Kirchen gelang nie ganz, obwohl im Kirchenkampf alles versucht 
wurde, diesen letzten Winkel möglicher Opposition zu beseitigen. Die Bestellung des Kir-
chenministers Kerrl am 16.7.35 oder der Kanzelparagraph konnten aber die Widersetzlichkeit 
der Bekennenden Kirche ebenso wenig brechen, wie die Priesterprozesse die katholische Kir-
che in die Knie zwangen.  
Dennoch: Nach dem Sommer 34 gab es kaum einen Deutschen mehr, der nicht auf dem Um-
weg über seinen Beruf, seine Stellung oder seinen Verein in irgendeiner Weise mit der Partei 
verbunden war. Nach Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht, Reichsarbeitsdienst-
pflicht und dem "Gesetz über die Staatsjugend" war die Einbindung der Heranwachsenden in 
den neuen Staat perfekt.  
Hitler skizzierte seine Vision der totalen Erfassung des Volkes in einer Rede vor Kreisleitern 
im Jahr 1938: Mit zehn hole er die Kinder ins Jungvolk, mit 14 in die HJ, es folgen Partei, SA 
oder SS, dann Arbeitsdienst, Wehrmacht und wieder Parteigliederungen. Hitler schloß mit den 
Worten: "... und sie werden nicht mehr frei ihr ganzes Leben."<<  
 


